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lings zustroms zu bekämpfen unter Inkaufnahme
des Zerfalls der Union; 
• das vollständige Fehlen einer sozial-integrati-
ven Politik in einer heterogenen EU;
• das unterlassene Einhegen der unersättlichen
Ansprüche der Finanzoligarchie.
• Die Weigerung, die Krisenursachen anzugehen,
konfrontiert die EU aktuell mit einer zweiten
Welle an Bankenkrisen.

Wann hat der Erosionsprozess eingesetzt?
Meilensteine der vertanen Chancen waren:
• 1989/90 mit dem Vorschlag des Präsidenten
der UdSSR, Michail Gorbatschow, ein gemein-
sames europäisches Haus der wirtschaftlichen
Kooperation und Sicherheitsarchitektur zu schaf-
fen; 
• 2004, wenn ein wirtschaftspolitisch neutraler
Verfassungsvertrag eine demokratische und so-
ziale Union begründet hätte;
• 2008/2009 mit der Möglichkeit, den spekula-
tiven Finanzsumpf trocken zu legen.

In einer Zeit, in der das Zerstörungswerk des
EU-Neoliberalismus mit dem Projekt der europä-
ischen Integration in Verbindung gebracht wird
und in der sich andererseits die Linke im wei-
testen Sinne als zu schwach erweist, eine anti-
kapitalistische, pro-europäische, aber EU-kriti-
sche Position zu formulieren, erhalten rechtsna-
tionalistische bis nazistische Parteien, Bewe -
gungen und Regierungen EU-weit Zulauf. Statt
dies moralisierend zu verurteilen, müsste man
sich dem darin zum Ausdruck kommenden Grund-
anliegen zuwenden, nämlich der Souveränität,
über eigene Belange in einem den BürgerInnen
zugänglichen Raum zu entscheiden. Dieses
Grundanliegen lag u.a. auch dem Votum für den
Brexit von Seiten der britischen Arbeiter- und
unteren Mittelschicht zugrunde. 

1 Einführung

Wer hätte das vor einem Jahrzehnt angesichts
euphorisch gefeierter EU-Erweiterungsrunden für
möglich gehalten? Der Traum von der EU als
einer friedlichen Wohlstandsinsel, mit dem das
Projekt der europäischen Integration seit dem
Zweiten Weltkrieg verbunden wurde, ist ausge-
träumt. Das Krisentableau der letzten 10 Jahre
in Stichworten:
• Finanzkrise und daraus fabrizierte Staats-
schuldenkrise (2008ff);
• die damit verbundene Schwächung des Euro
als internationaler Reservewährung und dem
drohenden Auseinanderbrechen der Eurozone;
• der zerstörerische Umgang mit den Krisen-
ländern, allen voran Griechenland, maßgeblich
verantwortet von der harten monetaristischen
Haltung der deutschen Bundesregierung;
• die Rückendeckung bzw. das Anheizen des
Putsches in der Ukraine (2013ff);
• die illegitimen Sanktionen gegen Russland,
die die EU-Wirtschaft mittelfristig mehr schädi-
gen als Russland (2014);
• die Beteiligung bzw. das Gewährenlassen ei-
ner US-geführten NATO-Eskalation gegenüber
Russland, die EUropa als Operationsbasis be-
nötigt;
• die Freihandelsdiktatur gegenüber den AKP-
Staaten, beschönigend „Economic Partnership
Agreements“ (EPAs) genannt; 
• eigenmächtige oder als Vasall des US-Impe-
riums getätigte offene oder verdeckte Interven-
tionen in Nordafrika und im Nahen Osten (Irak
2003, Libyen 2011, Syrien seit 2012, Mali 2016), 
• deren Folgen uns als Flüchtlingskrise und
Terroranschläge heimsuchen;
• das Versagen, die wahren Ursachen des Flücht-

EU und Euro in der Krise
Perspektiven für ein anderes EUropa?

Elke Schenk
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Seit 2015 ist auch auf der Linken in EUropa
einiges in Bewegung geraten: Shootingstars wie
die Syriza in Griechenland, Podemos in Spanien
oder die Be wegung 5-Sterne in Italien (MoVi-
mento 5 Stelle), das Linksbündnis in Portugal,
das die konservative Coelho-Regierung ablöste,
oder die mit der Wahl von Jeremy Corbyn mög-
liche Abkehr der Labour-Party vom Blair-/Schrö-
der’schen neoliberalen „NEW-Labour-Projekt“ öff-
nen Diskussionsräume, die bislang tabuisiert wa-
ren: Die Frage nach einem ‘Plan-B’ für die EU
oder die Eurozone. 

Ein solcher Plan B ist dringend erforderlich
angesichts der desaströsen sozialen, wirt schaft-
lichen und politischen Folgen der bisherigen
Krisenbearbeitung. Im Folgenden wird zunächst
dargestellt, wie von Seiten der Funktionsträger
in der EU auf die mit der Finanzkrise offenbar
gewordene systemische Krise bezogen auf die
Krisenländer, aber auch die Eurozone bzw. die EU
als Ganzer reagiert wurde. Dieses Maßnahmen-
bündel fasse ich unter dem Stichwort „RESET“ –
Neustart, nachdem sich das System aufgehängt
hat, zusammen. Anschließend werden Reform-
vorstellungen aus dem links-alternativen Spek-
trum vorgestellt („UPDATE“). Nach einer Beurtei-
lung dieser Plan-B-Initiative schließt eine kurze
Skizze der Herausforderungen, denen sich ein
Ausstieg („EXIT“) aus der multiplen (sozialen,
politischen, wirtschaftlichen und ökologischen)
Krise gegenüber sieht, diese Betrachtungen ab .

„Und mit dem Entstehen der Staatsverschuldung 
tritt an die Stelle der Sünde gegen den heiligen

Geist, für die keine Verzeihung ist, der Treuebruch
an der Staatsschuld. 

Die öffentliche Schuld wird einer der energisch-
sten Hebel der ursprünglichen Akkumulation.“ 
(Karl Marx, Das Kapital Bd 1, MEW 23, S. 782)

2 RESET-Strategie der Eliten: 
Neoliberal-autoritäre EU-/Euro-
zonen-Integration

Die Bearbeitung der vermeintlichen Eurokrise
durch die EU beruht auf der Prämisse, dass es
sich bei der jetzigen Krise allein um eine
Staatsschuldenkrise handelt, verursacht durch

mangelnde Haushaltsdisziplin und unzureichen-
de internationale Wettbewerbsfähigkeit. Nach
monetaristischer Theorie sollen die Staatsaus-
gaben vor allem im öffentlichen und sozialen
Sektor geschrumpft sowie die Investitionsbe-
dingungen für Unternehmen durch Kostensen-
kungen und Deregulierungen verbessert werden.
Entsprechend dieser Ideologie wurden die Aus-
teritätsprogramme für die Krisenländer aufge-
legt. Die im Gegenzug zu Kredit- und Refinan-
zierungshilfen von den Gläubigerinstitutionen
(IWF, EZB, Eurogruppe, EFSF/ESM) abverlangten
„Reformen“ entsprechen inhaltlich den Strukur-
an passungsprogrammen von IWF und Weltbank,
deren verheerende Folgen in den Ländern des
Südens bis heute fortwirken. 

2.1 EU-Institutionen und IWF agieren 
als ‘kollektive Wirtschaftskrieger’

Es fragt sich – wenn man ideologische Verblen-
dung und Unwissenheit als ausreichende Antwort
ausschließt – , welche eigentlichen Ziele mit der
Art der Bearbeitung der ‘Eurokrise’ verfolgt wer-
den. Man kann im Wesentlichen zwei Hauptziele
ausmachen:
a) die Bedienung von Interessen des privaten
Finanzsektors
• Die Explosion der Staatsverschuldung ist we-
sentlich auf die Übernahme von Bankenschulden
durch die Staaten im Zuge der Finanzkrise zu-
rückzuführen. Die vom Finanzsektor mit dem
Argument der Systemrelevanz erpressten Ret-
tungs pakete verhinderten Bankeninsolvenzen
und bewirkten, dass illegitime Forderungen aus
dem aufgeblähten Finanzkasino, das sich wesent-
lich außerhalb der Bilanzen abspielt, ohne Be-
rechti gungsprüfung mit Steuergeldern, also real-
wirtschaftlich bedient und die eigentlichen Pro-
fiteure geschützt wurden.
• Die zum Quasi-Verfassungsgrundsatz erhobene
Kapitalverkehrsfreiheit ließ die bisherigen Prak-
tiken weitgehend unbehelligt. So beträgt der
Umfang der weltweit ausstehenden Derivate-
Wetten nach vorsichtigen Schätzungen der Bank
für internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) in
2016 über 700 Billionen US-Dollar und damit das
Zehnfache der weltweiten Wirtschafts leistung.1
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Allein die Deutsche Bank jonglierte in 2015 mit
einem Volumen an Derivaten von 42 Billionen
Euro, also mit dem 14-fachen des deutschen
BIPs 2.  
• Die ‘Euro-Rettungspakete’ nehmen dem priva-
ten Finanzsektor die Kreditrisiken aus Staats-
anleihen ab, indem über internationale Finanz-
institutionen die Zinszahlungen und Kreditrück-
zahlungen abgewickelt werden.3 Die BürgerInnen
der Eurozone bürgen im Falle eines Zahlungs-
ausfalls als „Stoß dämpfer letzter Instanz“ (IWF-
Ökonom Häußler). 
• Indem die Kreditvereinbarungen einen Zah-
lungsausfall des Staates (= Kredit ereignis) ver-
hindern, werden auch die Sicherungsgeber für
Kreditausfallver siche rungen (Credit Default Swaps)
vor der Pleite bewahrt. Allein US-Banken hatten
500 Mrd. USD an Derivaten auf Staatsanleihen
der Eurokrisenländer im Feuer. 4

• Die zur Bedienung der Staatsschulden gefor-
derten Privatisierungen kommen wiederum den
Finanzinvestoren zugute, die seit dem Platzen
der Spekulationsblase in 2007 und der Niedrig-
zinspolitik der Zen tralbanken angesichts ihres
Vermögens zuwachses unter „Anlagenotstand“ lei-
den. In einem Umfeld wirtschaftlicher Rezes sion
und finanzieller Notlage des Staates müssen
staatliche Vermögenswerte und öffentliche Güter
(Land, Rohstoffe, staatliche Infrastruk tur und
Betriebe) ver scher belt werden. Erzwungen wird
auf diese Weise auch der Ausverkauf der öffent-
lichen Daseinsvorsorge – beispielsweise der Was-
serversorgung – gegen den Widerstand der Be-
völkerungen und gegen demokratische Mehrhei-
ten. 
• Im Falle Griechenlands enthalten die Kredit-
’vereinbarungen’ Klauseln, wonach es sein ge-
samtes oberirdisches und unterirdisches, beweg-
liches und nicht bewegli ches Eigentum verpfän-
den muss.5 Eine Zusatzklausel verbietet Griechen-
land, privatisiertes Staatseigentum später zurück-
zukaufen.6

• Der Ökonom und Schul den-Experte Michael
Hudson folgert: „International law needs to be
updated to recognize that finance has become
the modern-day mode of warfare.“ 7

b) Fortsetzung der hierarchischen EU-Integra-
tion
• Die von den Austeritätsprogrammen verlangte
Deflation der Arbeitskosten soll die Krisenländer
als Niedrigkostenstandorte der EU in die globale
Wertschöpfungskette integrieren.8 Damit setzen
sie das Prinzip der hierarchischen Wirtschafts-
integration, die mit der EU-Osterweiterung so-
wie über Assoziierungsabkommen erfolgte, fort,
um das Gefälle an Lohnkosten im Interesse der
transnational operierenden Konzerne ausnutzen
zu können.
• Soziologieprofessor Stephan Lessenich bezeich-
net diesen Prozess als „die innere Kolonia lisie -
rung Europas: [...] denn mit Griechenland – und
ein, zwei ... viele ‘Grie chenlands’ werden fol-
gen – schafft sich die europäische Wirtschafts-
und Wäh rungsunion den Hinterhof im eigenen
Haus, sein Lateinamerika am Mittelmeer. [...] Die
politisch-ökonomische ‘Entwicklungspolitik’ der
ausgehebelten staatlichen Souveränität und der
gezielten sozialen Verarmung, die das koloniale
Herrschafts regime charakterisierte, kommt über
Griechenland nun nach Hause – und das viel ge-
rühmte und selbstverliebte Europa der ‘Aufklä-
rung’ damit irgendwie auch zu sich selbst.“ 9

2.2 Vollendung der Wirtschafts- und 
Währungsunion

a) Verschärfung der haushaltspolitischen Über-
wachung und Verordnung von Austeritätspolitik
für ganz Euroland:

Die Enteignungspolitik, wie sie eben skizziert
wurde, wird nicht nur gegenüber den
Krisenländern verlangt, sondern betrifft alle EU-
bzw. Eurozonen-Länder und weist in Richtung
einer autoritären Zurichtung der EU. Seit dem
Frühjahr 2010 wurde ein ganzes Bündel an
Gesetzen, Verordnungen und Verträgen beschlos-
sen, das die Fortsetzung des neoliberalen
EUropas zum Inhalt hat. Ein Überblick über die
wichtigsten Entscheidungen:
• Einführung des „europäischen Semesters“ seit
2011. Danach müssen die nationalen Regierun-
gen ihre langfristige Finanzplanung incl. natio-
naler Reform , Stabilitäts-  und Konvergenzpro-
gramme vorab an Brüssel melden. Erst nachdem
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forum in Davos wie folgt beschrieb 11: die Natio-
nal staa ten sollen bilaterale „Abkommen und Ver-
träge mit der EU-Kommission schließen, in de-
nen sie sich jeweils ver pflichten, Elemente der
Wettbewerbs fähig keit zu ver bessern, die in die-
sen Ländern noch nicht dem notwendigen Stand
der Wettbe werbsfä hig keit entsprechen. Dabei
wird es oft um Dinge wie Lohnzusatz kosten, Lohn-
stückkosten, Forschungs ausgaben, Infrastruktu-
ren und Effizienz der Verwaltungen gehen – also
um Dinge, die in nationaler Hoheit der Mitglieds-
taaten der Europäischen Union liegen.“
b) Finanzmarkt-Reformen:
• Bankenunion zur – vorgeblichen – Verhinderung
einer neuen Finanzkrise und Bankenrettung durch
die Steuerzahler, bestehend aus drei Teilen: der
einheitliche Aufsichtsmechanismus und der Sa-
nierungs- und Abwicklungsmechanismus sind be-
reits in Kraft getreten; eine gemeinsame Einla-
gensicherung der Eurozone ist noch umstritten.

Zu den Bestimmungen des Sanierungs- und Ab-
wicklungsmechanismus 12: Grundsätzlich sollen
die Verluste zuerst von den Anteilseignern und
Gläubigern (= Investoren) getragen werden. Zu den
Investoren zählen auch die Sparer! Sie sollen Ver-
luste bis mindestens 8% der Bilanzsumme (nicht
des Eigenkapitals!)13 tragen. Ein Abwicklungsfonds
der Banken soll bis 2023 etwa 55 Mrd. Euro zur
Verfügung stellen – ein Tropfen auf den heißen
Stein angesichts der durch Derivate und ausfall-
gefährdete Kredite aufgeblähten Risiken. Von den
Abwicklungsinstrumenten ist vor allem der Bail-
in (= Beteiligung von vorrangigen Gläubigern und
Sparern ) mit Beträgen über 100.000 Euro in der
öffentlichen Diskussion.
c) Einschätzung des Bail-in:
• Die Idee, dass die Eigentümer und Gläubiger
nicht erneut in den Genuss risikoloser Gewinne
kommen, während die Verluste sozialisiert wer-
den, wirkt überzeugend. An der konkreten Aus-
gestaltung sind jedoch ziemliche Zweifel ange-
bracht, wie die bisherigen Erfahrungen mit die-
sem Instrument zeigen.

Die insolvente italienische Banca Monte dei
Paschi hat in den vergangenen Jahren Anleihen
in Höhe von 5 Mrd. Euro an etwa 60.000 Klein-
anleger verkauft, die damit zu den Eigentümern
der Bank gehören und von der Schongrenze aus-

der Ministerrat und die EU-Kommission Politik-
empfehlungen abgegeben haben, dürfen die
Parlamente die nationalen Haushalte verabschie-
den. Die vorgesehenen ‘Reformen’ entsprechen
dem bekannten Katalog neoliberaler Strukturan-
passungen: „strikte nachhaltige Lohndisziplin
für Leistungsbilanzdefizitländer, Flexibilisierung
der Arbeitszeitregelungen, Abbau von ‘übermäßi-
gem’ Schutz von Beschäftigten mit unbefristeten
Verträgen“, Privatisierungen. 
• Eine Verschärfung des Stabilitäts-  und Wachs-
tumspaktes im Rahmen der 6 EU-Gesetze und
Verordnungen, genannt „Six-Pack Economic Go-
vernance“. Wesentlich ist hier die Einführung ei-
nes sog. präventiven Arms, der den Euroländern
Sanktionen androht schon für den Fall, dass ihr
Defizit kleiner als 3 % ist. Der Sanktionsautoma-
tismus bei einem Defizit größer als 3 % kann nur
durch eine qualifizierte Mehrheit im Rat der
Finanzminister abgewehrt werden.
• Der Fiskalpakt („Treaty on Stability, Coordi-
nation and Governance in the Economic and
Monetary Union“) ist ab 1.1.2013 als interna-
tionaler, unbefristeter Vertrag außerhalb des EU-
Rechtssystems in Kraft getreten. Ihn unterzeich-
neten fast alle EU-Länder. Er enthält nicht nur
eine Schuldenbremse, sondern verpflichtet die
Staaten jährlich 5 % der über die Quote von 
60 % hinaus gehenden Schulden zu ver ringern.
Verstöße dagegen werden mit Strukturanpas-
sungsprogrammen geahndet.
• Eine neue Binnenmarktstrategie der EU-Kom-
mission10 sieht vor, die Mobilität der Arbeits-
kräfte in der EU zu vergrößern, flankiert dies
aber nicht durch Maßnah men gegen Lohn- und
Sozial dumping. Zur Strategie gehört das Stecken-
pferd der Kommission, weitere Deregulierungen
im Dienstleistungsbereich vorzunehmen, insbe-
sondere bei der Daseinsvorsorge. Entgegen der
verbreiteten Darstellung schützt der Lissabon-
Vertrag die öffentliche Daseinsvorsorge nicht,
die als wirtschaftliche Tätigkeit den Binnen-
marktfreiheiten wie dem Wettbewerbsrecht un-
terliegt.
• Da EU-weite neoliberale Reformen nur noch
schwer zustimmungsfähig sind, hat Bundeskanz-
lerin Merkel den „Pakt für Wettbewerbsfähigkeit“
ins Spiel gebracht, den sie beim Weltwirtschafts-
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genommen sind.14 Beim Bail-in in Zypern und
Italien wurden institutionelle und superreiche
Investoren durch ihren Informationsvorsprung
bzw. die EZB bevorzugt, bevor die Kleinsparer
zur Kasse gebeten wurden.15 Offen sind auch die
indirekten Wirkungen z. B. über Anteile an Pen-
sionsfonds oder Kapitallebensversicherungen, die
viele Kleinsparer als Geld“anlage“ nutzen. Schließ-
lich: Wie viel Wert ist die Schongrenze bei einer
erneuten Finanzkrise, nachdem Staaten und EZB
ihr Pulver verschossen haben?
• Kapitalmarktunion:16 Die Initiative des bishe-
rigen EU-Finanzkommissars Jonathan Hill (und
Gründer einer auf Finanz dienstleistungen spezia-
lisierten Unternehmensberatung in der Londoner
City) sieht die weitere Deregulierung der Finanz-
märkte in der EU vor. Man will gerade diejenigen
Struk turen wiederbeleben und ausweiten, die für
die Finanz krise 2008 mitverantwortlich waren,
nämlich die Verbriefung von Bankkrediten. Kau-
fen sollen diese „Wertpapie re“ die Versicherun-
gen und Pensionsfonds, da die traditionelle Geld-
anlage in Staats anleihen wegen der EZB-Niedrig-
zinspolitik nichts mehr einbringt. Damit werden
die Risiken aus dem Bankensektor zu den insti-
tutionellen Investoren bzw. deren in die private
Alterssicherung getriebene Klein sparer transfe-
riert. Die Banken sollen diese verbrieften Kredite
dann als Sicherhei ten bei der EZB gegen frisches
Zentralbankgeld hinterlegen dürfen.

2.3 Fazit

Das seit 2010 aufgelegte RESET-Programm be-
dient die Interessen der Konzerne und Finanz-
investoren und schränkt zu diesem Zweck die
demokratischen Gestaltungsmöglich keiten in der
Wirtschafts- und Finanzpolitik Schritt für Schritt
ein. Daran ändert auch die Aussicht auf ein Euro-
zonen-Parlament nichts, wenn die Weichenstel-
lungen über interna tionale Verträge in Beton 
gegossen wurden. Nicht angegangen wird die
Fehlkonstruktion der Eurozone, eine gemeinsame
Währung für wirtschaftlich disparate Länder ohne
Finanzausgleich vorzusehen.17

Während die Vermögen und Profite der Super-
reichen und die finanztechnischen Möglich kei-
ten, sie auf Kosten der Allgemeinheit zu meh-

ren, unangetastet bleiben, werden die Einkom-
men und Ersparnisse der Mittelschichten in Haf-
tung genommen. 

3 UPDATE: Demokratische Reform 
des EU-/Euro-Systems

Die Unterwerfung des griechischen Premier-
ministers Alexis Tsipras unter die Bedingun gen
der Troika, trotz des überwältigenden OXI-
Votums beim Referendum, haben im links-alter-
nativen EUropa unter der Schlagzeile „This is a
coup“ für Empörung gesorgt und Forderungen
nach demokratischen Reformen Dynamik verlie-
hen. Neben einer Parlamen tarisierung von EU
und Eurozone sind zentrale Elemente eine teil-
weise Vergemeinschaf tung der Staatsschulden
sowie eine Rückkehr zu keynesianischer Wirt-
schaftspolitik.

3.1 „Es lebe die europäische Republik“

Für Ulrike Guérot 18, Direktorin des European
Democracy Lab in Berlin sowie Streiterin für
eine ‘europäische Republik’, liegt das Versagen
Europas an der Dominanz nationaler Politik im
Europäischen Rat, die gegen europäische Inte-
ressen aus gespielt würde.19 In ihrem Aufruf „Es
lebe die europäische Republik“, den sie zusam-
men mit dem Schriftsteller Robert Menasse ver-
öffentlicht hat 20, greifen die Autoren einen Slo-
gan von Walter Hallstein auf: „Die Abschaffung
der Nation ist die europäische Idee.“ Die EU wird
als Avantgarde-Projekt gesehen, deren Prinzipien
aber zum Durchbruch verholfen werden müsse.
Elemente sind ein Eurozonen-Parlament durch
transnationale Listen gewählt und mit Gesetzes-
initiativrecht, eine europäische Steuerhoheit,
Vergemein schaftung der Schulden und der Han-
delsbilianzüberschüsse. Die Regionen sollen in
einem freien Zusammenschluss aufgehen und die
Nationalstaaten abgeschafft werden. Guérot be-
tont, dass es ihr nicht um die soziale Dimension
von Gleichheit gehe, sondern sie spreche „von
allgemeiner politischer Gleichheit, das heißt,
Gleichheit vor dem Recht ist keine sozialistische
oder egalitäre Gleichheit.“ 21
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Staaten von Europa. Zur Lösung der Krise der
Eurozone sollen die BürgerInnen einen Eurozo-
nen-Finanzminister wählen.24 Den Austritt aus
der Währungsunion – auch als linke Forderung –
hält Varoufakis für einen Fehler. Er unterstellt,
dass diejenigen eine romantisierende Rück kehr
zu einer agrarischen Selbstversorger-Gesellschaft
wünschen, aber die Abkehr von einer internatio-
nalen Marktintegration sei nicht möglich, da die
Volkswirtschaften von Technologien abhingen,
die sie selbst nicht produzieren könnten.25

Eine Europäisierung zentraler Probleme in Form
von teilweiser Vergemeinschaftung von Staats -
schul den, gemeinsamer Bankenaufsicht, sozial-
ökologischer Investi tio nen, Ar muts bekämpfung
(mittels Lebensmittelmarken wie in den USA)
könne zu mehr Handlungs frei heit für soziale und
wirtschaftliche Fragen auf regionaler oder natio-
naler Ebene führen.

Wirtschaftspolitisch schlägt Varoufakis einen
Green New Deal vor und dafür sollen die beste-
henden Institutionen EZB, ESM und EIB genutzt
werden. Es müsse ein Investi tions programm in
der Höhe von 7– 8 % des EU-BIPs aufgelegt wer-
den. Die EZB könnte Anleihen von der Europä-
ischen Investi ti ons bank kaufen und damit In-
vestitionen in grüne Technologien finanzieren.
Quantitative Easing käme dann dem ökologi-
schen Umbau zugute. Varoufakis formuliert als
sein Kernanliegen: „There are ways you can ima-
gine intervening immediately in the European
crisis today to stabilise European capitalism in
order to be able to begin discussing political
projects for democratising it. It is either that or
barbarism.“

3.3 Einschätzung

Obwohl das DiEM2025-Manifest die Konzern-
macht in der EU kritisiert, sieht es den Grund-
konflikt nur im Gegensatz zwischen den Bürger-
Innen und dem undemokratischen EU-System.
Die Demokratisierungskonzepte zeichnen sich
durch eine illusionäre Sicht der repräsentativen
parlamentarischen Demokratie und des liberalen
Staates aus. Sie beruhen auf einem politisch-
liberalen Begriff von bloß formaler Gleichheit.
Damit fallen sie bezogen auf die Gesellschafts-

3.2 Pan-europäische Bewegung zur 
Demokratisierung der EU

Die zweite prominente Initiative, der sich
auch Guérot angeschlossen hat, ist das Demo-
cracy in Europe Movement DiEM2025, das der
kurzzeitige griechische Finanz minister Yannis
Varoufakis Anfang Februar 2016 in der Berliner
Volksbühne startete. Das Manifest problemati-
siert die Ungleichgewichte in der Eurozone, die
technokratische Austeritätspolitik oder das
Kartell „kurzsichtiger Politiker, ökonomisch nai-
ver Beamter und in Finanzdingen inkompetenter
‘Experten’“, das sich „sklavisch den Beschlüssen
der Finanz- und Industriekonzerne (unterwirft)“.
Als größte Gefahren gelten jedoch der „Rückzug
in den Kokon unserer Nationalstaaten, oder (die)
Unterwerfung unter Brüssels demokratiefreie
Zone“. 22

Das Manifest stellt einen Stufenplan zur De-
mokratisierung der EU auf. Sofort müsse Trans-
parenz und Öffentlichkeit hergestellt werden,
beispielsweise der Ratssitzungen oder von Ver-
handlungsdokumenten. Innerhalb von 12 Mona-
ten soll die aktuelle wirtschaftliche und soziale
Krise mit den „bestehenden Institutionen und
im Rahmen der bestehenden EU-Verträge“ ange-
gangen werden. 

Innerhalb von zwei Jahren soll eine Verfas-
sung gebende Versammlung über transnationa le
Listen gewählt werden. Ziel ist, bis 2025 „eine
voll entwickelte Demokratie mit einem souverä-
nen Parlament zu machen, das die nationale
Selbstbestimmung respektiert und die Macht mit
den nationalen Parlamenten, mit Regionalver-
sammlungen und Gemeinde par la menten teilt.“
Vorrang hat die EU-Ebene, die die Agenda fest-
legt und dann den unteren Gebietskörperschaf-
ten ihre Aufgaben zuweist.

Yannis Varoufakis als Regisseur von DiEM und
als enfant terrible der Eurogruppe konkre tisiert
seine Reformvorstellungen in vielen Interviews.23

Trotz der Einbindung in eine ein schränkende
globale Ordnung – auch der Finanzmärkte – müss-
ten sich EU-Bürger dafür stark machen, dass ein
Parlament die letzte Instanz sein müsse, um
Entscheidungen die notwendige Legitimation zu
verleihen. Final wünscht er sich die Vereinigten



analyse ins vor-marxsche 19. Jahrhundert zurück.
Die Krise der repräsentativen Demokratie, die
nicht nur auf EU-Ebene täglich erfahrbar ist,
wird nicht reflek tiert. Woraus nährt sich die
Hoffnung, eine Parlamentarisierung des EU-Sy-
stems könne Legitimität schaffen und den Men-
schen das Gefühl von Souveränität über ihre
eigenen Anliegen vermitteln? Die in den Bevöl-
kerungen verbreitete Ablehnung von Übergriffen
und Ernie drigungen von Seiten der globalen
Konzerne und der neoliberalen EU-Institutionen
wird in ihrem Widerstandspotential entschärft
durch die Einhegung auf reformierte Wahlproze -
duren. 

Notfallmaßnahmen auf EU-Ebene zu treffen,
um die sozialen Verwüstungen der neolibe ralen
Politik der letzten 20 Jahre abzumildern, halte
ich für ganz wesentlich. Aber Varoufakis/DiEM
bleiben dabei stehen. Der wirtschaftliche Anta-
gonismus der uneinge schränkten Eigentumsan-
sprüche, daraus erwachsender ökonomischer
Macht wird nicht problematisiert. Die wirtschaft-
liche Globalisierung und die Abhängigkeit von
den Finanz märkten werden wie ein Naturgesetz
akzeptiert. Entsprechend wird in Bezug auf die
Staatsschulden die Frage nach deren Legitimität
nicht gestellt und die Forderung nach Streichung
illegitimer Schulden nicht erhoben. Obwohl Va-
roufakis während der Arbeit der Wahrheitskom-
mission als Finanzminister amtierte, bezieht er
sich in seinen vielen Inter views und Statements
kein einziges Mal auf den Bericht der Wahrheits-
kommission für die Staatsverschuldung.26 Not-
wendige staatliche Investitionen sollen über
Kreditaufnahme finanziert werden, statt über ein
Abschöpfen des Superreichtums. 

Indem der Kern der Krise und des Wesens der
EU unbearbeitet bleiben, stellt das Update-Kon-
zept (Guérot, DiEM2025) m.E. ein Ablenkungs-
manöver dar. Man postuliert öffent lichkeitswirk-
sam Verbalradikalismus und Systemgegnerschaft,
ist inhaltlich aber in den Forderungen anschluss-
fähig an die „Reset-“Positionen. Die Funktion von
dieser Art von Bewegungen zur Herrschafts-
sicherung hat der kanadische Volkswirtschafts -
professor Michel Chossudovsky auf den Begriff
„Manufacturing Dissent“ gebracht. Während of-
fen autoritäre Herrschaftsformen durch Manipu-
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lation die Gleichförmigkeit der öffentlichen Mei-
nung erzielen, brauche der gegenwärtige Kapita -
lismus die Illusion von Demokratie. Dazu gehöre
das Zulassen, ja sogar Fördern von Wider spruch,
solange sich der Protest in den von den Herr-
schenden gesetzten Grenzen bewege: „Under
comtemporary capitalism, the illusion of demo-
cracy must prevail. It is in the interest of the
corporate elites to accept dissent and protest 
as a feature of the system inasmuch as they do
not threaten the established social order. The
purpose is not to repress dissent, but, on the
contrary, to shape and mould the protest move-
ment, to set the outer limits of dissent.” 27

Jenseits dieser äußeren Grenzen der zulässi-
gen Kritik liegen die Infragestellung der kapita-
listischen Eigentums- und Aneignungsordnung,
der EU-Konstruktion als Trans missionsriemen zur
Gewährleistung der Geld- und Machtinteressen
der 0,1% Super reichen sowie der NATO als mili-
tärischem Arm dieser Interessen. Im Ringburg-
Modell der Machteliten (s. Seite 22) von Hans
Jürgen Krysmanski müssen dementsprechend der
innerste Ring der Superreichen sowie der CEO-
Komplex der Aufmerksamkeit und dem Zugriff
des Demos entzogen bleiben. Abarbeiten darf
sich das Fußvolk jenseits des äußeren Ringes an
der politischen Dienstklasse als Puffer.

4 EU-System-Error – EXIT!

„Ich möchte Erde, Feuer, Wasser, Brot, 
Zucker, Meer, Bücher, Heimat für alle“ 

(Pablo Neruda)

Stimmen für einen ‘left-exit’ aus einer als
nicht reformierbar betrachteten EU/Eurozone
sind in der aktuellen Debatte in der Minderheit
und in Deutschland nur recht verschämt ver-
nehmbar. Angesichts in deutschen Medien mas-
siv vorgetragener „Querfront“ vorwürfe bedeutet
jede grund sätzliche Befragung dieser EU-Kon-
struktion einen Balanceakt über dem Abgrund
der Verdächtigung rechtspopulistischer Kompli-
zenschaft. 

Eine Exit-Strategie aus der neoliberalen EU
müsste viele vorhandene – auch historische –
Konzepte und Praxiserfahrungen für Teiltrans-
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reers.com/ch-de/199220/13-charts-der-deutschen-bank-zu-
den-besten-chancen-den-finanzdienstleistungen/

02 Vgl. Wolff, E.: Hedgefonds setzt auf “finanzielle Massenvernich-
tungswaffen”. 21.3.2016 http://www.heise.de/tp/artikel/47/
47740/1.html – Durden, Tyler: "It All Has A Very 2008 Feel 
To It" - For Deutsche Bank, The News Just Keeps Getting 
Worse. In: zerohedge, 26.9.2016 http://www.zerohedge.com/
news/2016-09-26/it-all-has-very-2008-feel-it-deutsche-bank-
news-just-keeps-getting-worse 

03 Vgl. exemplarisch die Untersuchung der wirtschaftsliberalen ‘Eu-
ropean School of Management and Technology’: Rocholl, J., and 
A. Stahmer (2016). Where did the Greek bailout money go? ESMT 
White Paper No. WP–16–02

04 „Das wahre Risiko aus Europa beträgt 518 Milliarden Dollar“. In: 
Deutsche Mittelstandsnachrichten, 2.11.2011.

05 Kassimatis, G.: EU verstößt gegen demokratische und europä-
ische Rechtskultur – Zum Kreditabkommen mit der Troika. In: 
Widerspruch, Nr. 61 2011, S. 49-60 – http://www.griechenland-
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12.2012. 

06 Mistilis, Kia: How Greece’s Creditors Trounced Syriza, 17.9.2015 
http://fpif.org/how-greeces-creditors-trounced-syriza/ 

07 Hudson, M.: The Finan cial Attack on Greece: Where Do We Go 

formationen (ein transparentes, realwirt schaft-
lich gedecktes Geldsystem, regenerative Energie,
kooperative Versorgungsstruk turen, biologische
Landwirtschaft, direkte Demokratie, Open Source-
Projekte, Rüstungs konversion ...) in und außer-
halb der EU sichten und zusammenführen. Ein
kapitalistisches oligopolistisches Wirtschaftssy-
stem ist umzubauen und zu entflechten und die
Wirtschaft der demokratischen Kontrolle zu öff-
nen. Angesichts der ökologischen Krise muss
dieser Umbau vom Wachstumsparadigma Abschied
nehmen und dabei „politisch und sozial tragbare
Schrumpfungsmodelle“ (Carl Amery) entwickeln. 
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Grafische Bearbeitung von Stephan Best
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tember 2012 das OMT (Outright Monetary Transactions)-Pro-
gramm auf, mit dem sie Staatsanleihen am Sekundärmarkt auf
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Charles de Montesquieu über die Bedeutung der Gleichheit

„Liebe zur Demokratie bedeutet Liebe zur Gleichheit. Liebe zur Demokratie bedeutet auch Liebe

zur Genügsamkeit. ... Gesunder Sinn und das Glück der Einzelpersonen bestehen großenteils in der

Mittellage ihrer Talente und ihrer Vermögen. Eine aus besonnenen Leuten zusammengesetzte

Republik, in der die Gesetze einen großen Mittelstand schaffen, wird sich besonnen regieren. ...

Das Übel naht, wenn das Übermaß der Reichtümer den Handelsgeist zerstört. Dann zeigt sich mit-

eins, wie die Gärungen der Ungleichheit entstehen.“

Vom Geist der Gesetze (1748), Stuttgart 1989, S. 136, 139-140 und 144.



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




